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Vorhabenbezogener Bebauungsplan „Stuttgarter Straße 36“  – Offenlage 

vom 23.05.2022 bis 24.06.2022 

Umgang mit den eingegangenen Stellungnahmen (Abwägungsvorschlag) 

                                                                                                                                                                                                                                                    

Eingegangene Stellungnahmen ohne Anregungen / Einwänden gegen die Planung: 

Von       (Datum) 

Bundeswehr, 20.05.2022 

Gemeinde Tiefenbronn, 20.05.2022 

Industrie und Handelskammer Nordschwarzwald, 20.05.2022 

Gemeinde Kieselbronn, 20.05.2022 

Regierungspräsidium Karlsruhe, Referat 21 - Raumordnung, Baurecht, Denkmalschutz, 20.05.2022 

Gemeinde Neuhausen, 23.05.2022 

TransnetBW GmbH, 23.05.2022 

Regierungspräsidium Stuttgart Referat 46.2 Luftverkehr und Luftsicherheit, 30.05.2022 

Handwerkskammer Karlsruhe, 30.05.2022 

Eigenbetrieb Stadtentwässerung Pforzheim, 01.06.2022 

Verkehrsbetriebe Stadt Pforzheim, 07.06.2022 

AVG Albtal-Verkehrs-Gesellschaft mbH, 14.06.2022 

Stadt Pforzheim, Amt für Bildung und Sport, 17.06.2022 

Polizeipräsidium Pforzheim, 24.06.2022 
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Eingegangene Stellungnahmen mit Anregungen / Einwänden gegen die Planung: 

Von       (Datum) Eingegangene Stellungnahme  Abwägungsvorschlag der Verwaltung 

Landesamt für 
Denkmalpflege im 
Regierungspräsi-
dium Stuttgart,  
Referat 84.2 – Fach-
gebiet Archäologi-
sche Inventarisa-
tion, 
01.06.2022 

Seitens der archäologischen Denkmalpflege bestehen keine Bedenken gegen die ge-
planten Maßnahmen. 
Wir bitten jedoch, folgenden Hinweis auf die Regelungen der §§ 20 und 27 DSchG in 
die textliche Festsetzung aufzunehmen. 
Sollten bei der Durchführung vorgesehener Erdarbeiten archäologische Funde oder Be-
funde entdeckt werden, ist dies gemäß § 20 DSchG umgehend einer Denkmalschutzbe-
hörde oder der Gemeinde anzuzeigen. Archäologische Funde (Steinwerkzeuge, Metall-
teile, Keramikreste, Knochen, etc.) oder Befunde (Gräber, Mauerreste, Brandschichten, 
auffällige Erdverfärbungen, etc.) sind bis zum Ablauf des vierten Werktages nach der 
Anzeige in unverändertem Zustand zu erhalten, sofern nicht die Denkmalschutzbehörde 
mit einer Verkürzung der Frist einverstanden ist. Auf die Ahndung von Ordnungswidrig-
keiten (§ 27 DSchG) wird hingewiesen. Bei der Sicherung und Dokumentation archäolo-
gischer Substanz ist zumindest mit kurzfristigen Leerzeiten im Bauablauf zu rechnen. 
Ausführende Baufirmen sollten schriftlich in Kenntnis gesetzt werden. 
 
Belange der Bau- und Kunstdenkmalpflege sind, soweit dies aus den Planunterlagen er-
sichtlich ist, nicht direkt betroffen.  
 

 
Kenntnisnahme. 
 
 
Wird berücksichtigt. 
Hinweis wird in die textliche Festsetzung übernommen. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 

SWP Stadtwerke 
Pforzheim GmbH & 
Co. KG 
Netze & Erzeugung 
Planung & Bau, 
15.06.2022 
 

Seitens Strom und Telekommunikation besteht das Interesse einer Mitverlegung, die 
bereits mit dem Ing. Büro abgestimmt ist. 
Bei Wasser und Gas handelt es sich um eine Um Verlegung von ca. 250 m, diese sind 
ebenfalls bereits mit dem Ing. Büro abgestimmt. 
 

Kenntnisnahme. Wird an den Vorhabenträger weitergegeben.  

Amt für Umwelt-
schutz Stadt Pforz-
heim, 
20.06.2022 
 

Natur- und Artenschutz: 
Für den Bereich des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes „Stuttgarter Straße 36“ 
wurde eine faunistische Potentialanalyse durchgeführt und ein Gutachten erarbeitet, 
dessen Ergebnisse plausibel sind. Die darin dargestellte Empfehlung, eine vertiefende 
Untersuchung zur Artengruppe Reptilien und somit eine spezielle artenschutzrechtliche 
Prüfung (saP) durchzuführen, ist umzusetzen. 
Nur so wird es möglich, konkrete artenschutzrechtliche Aussagen hinsichtlich der Be-
troffenheit bzw. der Vermeidung der Verbotstatbestände des §44 BNatSchG Abs. 1-3 

 
Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
Wird berücksichtigt. Im Mai, Juni und Juli wurden im Untersu-
chungsgebiet weitere Erhebungen für die Tiergruppe Reptilien vor-
genommen. Dabei konnten keine Reptilien nachgewiesen werden. 
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(Tötungs-, Störungs- und Schädigungsverbot) zu treffen. Je nach Ergebnis sind ggf. er-
forderliche Vermeidungs- und Ausgleichsmaßnahmen mit dem Amt für Umweltschutz 
abzustimmen. 
 
Die Umsetzung und Berücksichtigung der in den textlichen Festsetzungen aufgeführten 
Vermeidungsmaßnahmen (Entnahme von Gehölzen außerhalb der Vogelbrutzeit sowie 
Maßnahmen zum Vogelanprallschutz) und Vorgaben zu Kompensationsmaßnahmen 
(Dachbegrünung, Fassadenbegrünung, Begrünung durch Pflanzung von Gehölzen sowie 
insektenfreundliche Beleuchtung) werden aus Sicht des Artenschutzes begrüßt. 
 
Klimaschutz / Stadtklima: 
Generell fehlen auch bei diesem Vorhaben konkrete Ausführungen und Vorgaben zum 
Klimaschutz und zur CO2-neutralen Bebauung.  
Denn damit auch heutige Vorhaben noch 2045 zur vom Pforzheimer Gemeinderat be-
schlossenen Klimaneutralität beitragen können, müssen diese bereits jetzt nach mög-
lichst hohen (energetischen) Standards erstellt werden. 
Aus diesem Grund gilt es für dieses und auch alle künftigen Vorhaben ein sog. „Energie-
konzept“ zu erstellen, welches einen klaren Nachweis führt wie die Klimaneutralität er-
reicht wird (Gebäudestandards, Energieversorgung, nachhaltige Mobilität) und zudem 
die Möglichkeit bietet die Planung frühzeitig mit den Klimaschutzerfordernissen abzu-
stimmen.  
Die relevanten Inhalte des Energiekonzeptes müssen zudem als klare Befürwortung so-
wie Empfehlung in die Begründung sowie der textlichen Festsetzung formuliert werden. 
 
Im Sinne der Klimafolgenanpassung ist zu begrüßen, dass in der Begründung ein Freiflä-
chengestaltungsplan enthalten ist und dieser die Sicherung der grünordnerischen Ge-
staltung, eine Festsetzung von Pflanzgeboten, die extensive Dachbegrünung, die Begrü-
nung der Außenfassade sowie die Einpflanzung von Bäumen und Sträuchern aufführt.  
 
Die bioklimatische Situation im Vorhabengebiet ist jedoch als ungünstig eingestuft. Dies 
bedeutet eine sehr hohe Empfindlichkeit gegenüber Nutzungsintensivierung und (Sied-
lungs-)Erweiterung. Bei lockerer Bebauung gilt es günstige Siedlungsstrukturen zu er-
halten und möglichst keine Siedlungsverdichtung zulassen. Vorhandene Luftleitbahnen 
gilt es ferner zu erhalten bzw. ausbauen. Bei verdichteter Bebauung gilt es keine weitere 
Versiegelung zulassen. Eine Erhöhung des Vegetationsanteils, der Blockinnenhofentker-
nung und -begrünung sowie der  Dach- und Fassadenbegrünung ist vorzusehen.  
Folglich gilt es die in der Begründung aufgeführten Maßnahmen (siehe oben) verbind-
lich in umfangreicher und in der an die bioklimatischen Situation angepassten Intensität 
umzusetzen  

Artenschutzrechtliche Vorgaben für diese Tiergruppe sind daher 
nicht notwendig. 
 
 
Kenntnisnahme.  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Wird berücksichtigt. 
Das von der Vorhabenträgerin geplante Energiekonzept sieht die 
folgenden Punkte vor: 
 Wärmerückgewinnung in haustechnischen Anlagen (z.B. Lüftung 

bestehendes Bürogebäude WRG 80%)  
 Wärmerückgewinnung bzw. Abwärmenutzung im Maschinenbe-

trieb  
 PV Anlage auf den Dachflächen  
 (Bestehend 40 KWpeak, Erweiterung um weitere bis zu 60 

KWpeak)  
 ggf. Batteriespeicher  
 Wärmeerzeugung bestehendes Bürogebäude mit Wärmepumpe  
 Wärmeerzeugung Versorgungstrakt mit Wärmepumpe (Lüftung 

mit 80%Wärmerückgewinnung) 
 
 
 
 
Eine Blockinnenhofentkernung liegt im Vorhabengebiet nicht vor. 
Eine Fassaden- und Dachbegrünung ist vorgesehen. 
Die Begrünung des Grundstücks wurde im Rahmen des Bestandes 
und der Neuplanung voll ausgeschöpft. Der Freiflächenplan weist 
diese Flächen aus. Das Bestandsgebäude verfügt über eine extensive 
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 Dachbegrünung, dies auch schon zu einem Zeitpunkt, zu dem keine 
planungsrechtlichen Vorgaben hierfür bestanden. Eine Neubepflan-
zung von 16 Bäumen sowie weiteren Büschen ist vorgesehen. 

Regierungspräsi-
dium Freiburg,  
Landesamt für Geo-
logie, Rohstoffe und 
Bergbau; 
21:06:2022 

Im Rahmen seiner fachlichen Zuständigkeit für geowissenschaftliche und bergbehördli-
che Belange äußert sich das Landesamt für Geologie, Rohstoffe und Bergbau auf der 
Grundlage der ihm vorliegenden Unterlagen und seiner regionalen Kenntnisse zum Pla-
nungsvorhaben. 
 
1 Rechtliche Vorgaben aufgrund fachgesetzlicher Regelungen, die im Regelfall nicht 
überwunden werden können 
Keine 
 
2 Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den Plan berühren können, mit 
Angabe des Sachstandes 
Keine 
 
3 Hinweise, Anregungen oder Bedenken Geotechnik 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren als Träger öffentlicher Belange 
keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen daraus erfolgt. 
Sofern für das Plangebiet ein ingenieurgeologisches Übersichtsgutachten, Baugrundgut-
achten oder geotechnischer Bericht vorliegt, liegen die darin getroffenen Aussagen im 
Verantwortungsbereich des gutachtenden Ingenieurbüros. Eine Zulässigkeit der geplan-
ten Nutzung vorausgesetzt, empfiehlt das LGRB andernfalls die Übernahme der folgen-
den geotechnischen Hinweise in den Bebauungsplan: 
Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im 
Ausstrichbereich von Gesteinen der Trochitenkalk-Formation (Oberer Muschelkalk) und 
des Mittleren Muschelkalks. 
Mit lokalen Auffüllungen vorangegangener Nutzungen, die ggf. nicht zur Lastabtragung 
geeignet sind, sowie mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Austrock-
nung) und Quellen (bei Wiederbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitte-
rungsbodens ist zu rechnen. 
Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) 
sind nicht auszuschließen. Nach Auswertung des digitalen Geländemodells befinden 
sich Verkarstungsstrukturen in der näheren Umgebung (ca. 400 m nordöstlich des Plan-
gebiets). Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. was-
serwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen 
und im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen Versickerungsgut-
achtens 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Kenntnisnahme. 
 
 
Übernahme in den Bebauungsplan unter dem Punkt „Hinweise“. 
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empfohlen. Wegen der Gefahr einer Verschlechterung der Baugrundeigenschaften so-
wie ggf. von Sulfatgesteinslösung im Untergrund sollte von der Errichtung technischer 
Versickerungsanlagen (z. B. Sickerschächte, Sickerbecken, Mulden-Rigolen-Systeme zur 
Versickerung) Abstand genommen werden. Bei etwaigen geotechnischen Fragen im 
Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten (z. B. zum genauen Baugrundauf-
bau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des Gründungshorizonts, zum 
Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungsbedingter Fehlstel-
len wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) werden objektbezogene Baugrundun-
tersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieurbüro 
empfohlen. 
 
Boden 
Zur Planung sind aus bodenkundlicher Sicht keine Hinweise, Anregungen oder Beden-
ken vorzutragen. 
 
Mineralische Rohstoffe 
Zum Planungsvorhaben sind aus rohstoffgeologischer Sicht keine Hinweise, Anregungen 
oder Bedenken vorzubringen. 
 
Grundwasser 
Das LGRB weist darauf hin, dass im Anhörungsverfahren des LGRB als Träger öffentlicher 
Belange keine fachtechnische Prüfung vorgelegter Gutachten oder von Auszügen dar-
aus erfolgt. Das Planungsvorhaben liegt nach Kenntnis des LGRB außerhalb von beste-
henden oder geplanten Wasserschutzgebieten oder sonstigen Bereichen sensibler 
Grundwassernutzungen. Aktuell findet im Plangebiet keine (eigene) Bearbeitung des 
LGRB zu hydrogeologischen Themen statt. 
 
Bergbau 
Die Planung liegt nicht in einem aktuellen Bergbaugebiet. Nach den beim Landesamt für 
Geologie, Rohstoffe und Bergbau vorliegenden Unterlagen ist das Plangebiet nicht von 
Altbergbau oder Althohlräumen betroffen. Geotopschutz Im Bereich der Planfläche sind 
Belange des geowissenschaftlichen Naturschutzes nicht tangiert. 
Allgemeine Hinweise 
Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologi-
schen Kartenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Home-
page des LGRB (http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. Des Weiteren verweisen 
wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der Adresse http://lgrb-
bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver GeotopKataster) abgeru-
fen werden kann. 
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Deutsche Telekom 
Technik GmbH, 
22.06.2022 

Im geplanten Erweiterungsbereich des 1. BA verlaufen an der Hirschenäckerstraße 
Rohranlagen der Telekom.  
Anbei erhalten Sie zur Information einen Trassenplan. 
 
Von Seiten der Telekom bestehen keine Bedenken diese Anlagen zu überbauen. Im Be-
bauungsplan sollte ein Schutzstreifen von + - 0,5m rechts und links der Telekomtrasse 
eingetragen werden. 
Wir möchten Sie darum bitten, während den Arbeiten im betroffenen Bereich die Ka-
belschutzanweisung zu beachten.  
 
Diese Anweisung sowie eine aktuelle Trassenauskunft erhalten Sie über https://trassen-
auskunftkabel.telekom.de/start.html. 

 

 
Kenntnisnahme. Wird an den Vorhabenträger für die Tiefbaupla-
nung weitergegeben. Im Bereich sind weitere Leerrohre geplant, da-
her wird kein Schutzstreifen in Bebauungsplan festgesetzt. Bei Ein-
griffen in die Rohranlagen der Telekom sind diese mit der Telekom 
abzustimmen.  
 

 

https://trassenauskunftkabel.telekom.de/start.html
https://trassenauskunftkabel.telekom.de/start.html

